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Senat von Berlin (Vorsitzender)  Vorstand 

Vertreter: Senatsdirektor Werner Müller 

Senatsverwaltung für Arbeit und Soziales 

Industrie- und Handelskammer zu Berlin (stellv. Vorsitzender) 

Vertreter: Dipl.-Volksw. Gerhard Severon 

Deutscher Städtetag 

Vertreter: ab März 1978: 
Bezirksbürgermeister Dr. Herbert Kleusberg 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V. 

Vertreter: Karl-Heinz Thiel, Geschäftsführer 

Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 

Vertreter: MinR Hans Gollu 
ab 1. Nov. 1978: Min. Ding. Dr. Hartmut Schubert 

Ilse Bueren 

Geschäfts-
führung 
und 
wissenschaftl. 
Leitung 

Der Verein zur Förderung des Deutschen Zentralinstituts für soziale  Förderer-
Fragen teilt Vorstand und Geschäftsführung mit dem Institut; er nimmt  Verein 
die Beiträge der Mitglieder entgegen und ist für die Förderung des Insti-
tuts verantwortlich. 
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Beirat Bundesministerien 

fir Arbeit und Sozialordnung: MMR Dr. Rugo 

firJugend,.Familie und Gesundheit: MinR Dr. med. Bialonski 

Bundesanstalt für Arbeit: Präsident Josef Stingl 

Sozialministerien der Länder 

Baden-Württemberg: *) 
Bayern: MinDirig Dr. Karl Schmitt 
Bremen: *) 
Hamburg: *) 
Hessen: MinR Heinz Erhard 
Niedersachsen: MinR Willi Hoppe 
Nordrhein-Westfalen: Ltd. MMR P. Steffen 
Rheinland-Pfalz: *) 
Saarland: RegDir Otto Bitz 
Schleswig-Holstein: *) 

Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege 

Das Diakonische Werk — Innere Mission und Hilfswerk der Ev. 
Kirche in Deutschland: Dipl.-Volkswirt Christine Winzler 

Deutscher Caritasverband e. V.: D. Johannes Tobei 
Arbeiterwohlfahrt der Stadt Berlin e. V.: Elsa Sieglerschmidt 
Deutsches Rotes Kreuz: RA Reiner Klauß. 
Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband e. V.: Helga Danzig 
Zentral-Wohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland e. V.: 

Gertrud Hoffnung 

Wirtschaft 

Deutscher Industrie- und Handelstag: Sigmund Frhr. v. Rotberg 
Wirtschaftsvereinigung Eisen- und Stahlindustrie: 

Hans Joachim Scholz 
Siemens AG: Dipl.-Ing. Dr. Carl-Hubert Schwennicke 
AEG/Telef inken: Dipl.-Kfm. Ernst Kammerer 
Osram GmbH: Direktor Walter Greiner 

*) Mitarbeit als Behörde ohne bestimmten Vertreter. 



Wissenschaft 

Stifterverband für die deutsche Wissenschaft e. V.: Helmut Denschel 
Freie Universität Berlin *) 
Technische Universität Berlin �) 

Sozialversicherung 

Verband Deutscher Rentenversicherungsträger: 
Direktor Prof. Dr. Kurt Jahn 

Gewerkschaften 

Deutscher Gewerkschaftsbund: Fritz Giersch 

Fachorganisationen 

Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge: 
Walter Schellhom 

Persönlichkeiten 

Dr. Franz v. Cosel, Berlin 
Direktor Robert Jentsch, Berlin 
Senatorin a. D. Ella Kay, Berlin 
MmR. a. D. Dr. Helmut Malzahn, Bonn 
SenDir Gerhard Naulin, Berlin 

Außer den beiden Vorstandssitzungen am 2. Juni und 17. Nov. 1978 fanden  Vorstands-
häufige Arbeitsgespräche des Vorsitzenden mit der Geschäftsführung in Sitzungen 
der Senatsverwaltung für Arbeit und Soziales und im DZI statt. 

") z. Zt. ohne Vertreter 
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Mitarbeiter Die Zusammensetzung der Belegschaft änderte sich im Jahre 1978 erheb-
lich. Nur noch eine Mitarbeiterin mit einem SR-Vertrag war das ganze Jahr 
hindurch im Institut angestellt, während 15 Angestellte (davon 2 Halb-
tagskräfte) auf der Grundlage von BAT-Verträgen und die Reinigungskraft 
nach dem MTB bezahlt werden. Im Rahmen eines Projektantrages bewil-
ligte das BMJFG zusätzlich dazu zum 1. Oktober die Einstellung eines 
wissenschaftlichen Mitarbeiters und einer Datatypistin. 

Im Rahmen der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz wurden dem Institut durch den Senator für Arbeit und So-
ziales sieben ABM-Angestellte für wissenschaftliche und technische Tätig-
keiten zuerkannt. 

Vier wissenschaftlich ausgebildete ABM-Kräfte waren im Rahmen des Pro-
grammes „Soziale Dienste" ein Jahr lang im DZI tätig, die unter der wissen-
schaftlichen Leitung durch das Institut mit der Aufgabe betraut waren, 
„Lebensbezogene Bildungsarbeit mit älteren Menschen" als Forschungs-
projekt durchzuführen. Ein Abschlußbericht über die Arbeit ist dem Jahr 
1979 vorbehalten. 

Besonders umfangreiche Anfragen, die zur Bearbeitung meist gesetzliche 
Grundlagen erforderten, wurden in ehrenamtlicher Tätigkeit von einem 
Volljuristen mit übernommen. 

Tätigkeit Seit seiner Gründung unter dem Namen Archiv für Wohlfahrtspflege" 
im Jahre 1893 ist es die Aufgabe des Instituts, alles erreichbare Material 
aus dem Bereich des Sozial-, Gesundheits- und Arbeitswesens zu sammeln, 
zu sichten und zu ordnen und für den Abruf durch Interessenten bereit-
zuhalten. 

Die Basis der Institutsarbeit bilden die Sammlungen und Kataloge. Es be-
stehen folgende Sammlungsabschnitte: 

Bibliothek Die Bibliothek bemühte sich, die Veröffentlichungen auf sozialen und 
sozialverwandten Gebieten möglichst umfassend einzustellen, was aus 
Eigenmitteln, durch Besprechungsexemplare und vor allem durch Zuwen-
dungen der Deutschen Klassenlotterie geschieht. 

Die Bibliothek ist öffentlich und dem Ring der Bibliotheken unter der 
Sigelnummer B 249 angeschlossen. 
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Im Jahre 1978 konnten 1331 Bände Monographien und graue Literatur  Monographien 
eingestellt werden. Leider konnte im Berichtsjahr aus personellen Gründen  und Graue 
nur wenig an grauer Literatur eingefordert werden, deshalb ist das DZI  Literatur 
stets erfreut über Schenkungen von guten Fachhochschul- und Universi-
tätsarbeiten, die zu sozialen Fragestellungen geschrieben wurden. 

Durch finanzielle Überlegungen gezwungen, überprüften zahllose Verlage  Periodika 
in den letzten Jahren die Listen ihrer Empfänger von Freiexemplaren und 
schränkten diese rigoros ein. Diese Tatsache und die Vorbereitungen des 
DZI füreine Umstellung derpokumentation auf elektronische Datenträger 
ließen es geraten erscheinen, den laufenden Bezug von Zeitschriften auf 
1300 Periodika zu senken. 

Über die regelmäßig gelesenen Zeitschriften wird ein alphabetischer Katalog 
geführt, der nachweist, ab wann eine Zeitschrift gehalten und durch den ihr 
laufendes Eingehen überwacht wird. Daneben werden numerisch und nach 

Sachgebieten geordnete Verzeichnisse dieser Zeitschriften geführt. 

Den inhaltlichen Zugriff zu den Materialien der Bibliothek ermöglicht 

eine alphabetische Verfasserkartei (1978 noch nicht für Zeitschriftenauf-

sätze) und ein nach Sachgebieten fachlich geordneter Katalog. Die im Hause 

erarbeitete Systematik wird auch im Presseausschnittarchiv verwendet. 

Diese Sammlung ergänzt mit ihren Zeitungsausschnitten das Informations- Presseaus-

angebot des DZI. Das Archiv wurde im Laufe des Berichtsjahres auf Hän-  schnittarchiv 

gerregistratur umgeordnet und der Leitung eines Dokumentars anvertraut, 

während es in früheren Jahren oft nur von einer ABM-Kraft betreut wurde. 

Eine Serviceleistung der Bibliothek, die sich sehr bewährte, sind vorbe-  Literatur-

reitete Literaturzusammenstellungen, die in einer Hängeregistratur aufbe-  zusammen-

wahrt werden. Da die Themen der Studierenden sich häufig sehr ähnlich  stellungen 

sind, und zudem auch deutlich Modetrends in den Anfragen erkennbar 

werden, ist den Anfragenden mit einer Literaturliste, die umfangreich, aber 

nicht zu genau spezialisiert Literatur vorschlägt, oft sehr gut geholfen. 

Dieses Angebot ermöglicht ihnen den Einstieg in ein gezieltes, eigenes 



Suchen. Ohne diesen Fundus an Literaturzusammenstellungen, der in-
zwischen auf 1200 Themen angewachsen ist, wäre es der Bibliothek nicht 
möglich, etwa 15 Anfragende täglich zu befriedigen. 

Organisations- Von den Organisation-Sammlungen stellt die Berliner Abteilung den 
abteilungen  ältesten Teil dar, weil das Institut bei seiner Gründung 1893 es übernom-

men hatte, alle bestehenden Sozialeinrichtungen in Berlin zu erfassen und 
diese Zusammenstellung zu veröffentlichen. Heute umfaßt sie alle Behör-
den, Organisationen und Institutionen, die in Berlin tätig sind oder einmal 
tätig waren. Jede dafür angelegte Akte enthält alles erreichbare Material 
von der Gründung an wie Vereinsstatuten, Vorstandsmitglieder, Arbeits-
und Presseberichte, andere Veröffentlichungen, Dienstanweisungen, Haus-
ordnungen, Baupläne, Abbildungen u. ä., und wird ständig ergänzt. Außer-
dem finden sich in ihr alle Informationen, die den regelmäßig gelesenen 
Fachzeitschriften entnommen werden und die mit der betreffenden Insti-
tution und ihrer Arbeit zusammenhängen. 

Dasselbe gilt für die Behörden, Organisationen und Institutionen, die auf 
sozialen und sozialverwandten Gebieten in der Bundesrepublik und in 
der DDR tätig sind. 

Das Institut ist bemüht, eine Übersicht über ähnliche Einrichtungen des 
europäischen und außereuropäischen Auslands zu gewinnen und erreich-
bares Material zu sammeln. Ebenso werden alle Organisationen und 
ihre Veröffentlichungen erfaßt, die nicht nur auf nationalem Gebiet, 
sondern auf übernationaler Ebene arbeiten. 

Alle diese Sammlungen werden in gleicher Weise erschlossen durch je eine 
alphabetische Namenskartothek und eine systematische Zusammenstel-
lung, die die einzelnen Behörden, Organisationen und Institutionen nach 
Sachgebieten ausweist. Wird zu einem bestimmten Thema Material ge-
sucht, so kann es aus beiden Sammlungen — Bibliothek und Organisa-
tionsabteilungen — zusammengestellt werden, da beiden ähnliche Syste-
matiken zugrunde liegen. 

Typenkartei  Zusätzlich weist eine „Typenkartei" nach, auf welchen sozialen Gebieten 
Modelleinrichtungen entstehen und wo und auf welche Weise nach-
ahmenswerte und praktikable Ideen verwirklicht werden. 

Diese Kartei, die nur den Mitarbeitern zur Verfiigung steht, läßt eine 
intensivere und raschere Bearbeitung von Anfragen aus den verschieden-
sten sozialen Bereichen zu. 



Ebenso zum hausinternen Gebrauch für die Arbeit im Bereich des gesamten  Schwindler-
Sammlungswesens weist eine „Schwindlerkartei" alphabetisch Personen  kartei 
aus, die allein oder in Verbindung mit Organisationen im sozialen Bereich 
negativ aufgefallen sind. 

Die dem Institut im Oktober 1969 vom „Berliner Frauenbund von 1945" Helene-
übergebenen Materialien (Bibliothek und Archiv der Helene-Lange-Stil-  Lange-
tung) werden weiterhin verwahrt und verwaltet und auch den Benutzern  Stiftung 
des Instituts zur Verfügung gestellt. 

Nach umfangreichen und langwierigen Verhandlungen des Vorstandes und 
der Geschäftsleitung mit dem Deutschen Frauenbund kam es 1978 zum 
Abschluß eines Obhut-Vertrages zwischen dem DZI und dem Frauenbund, 
in dem die kommissarische Verwaltung des Stiftungsmaterials geregelt wird. 

Wieder haben viele Mitglieder und Benutzer des Instituts erfreulicher- und Material-
dankenswerterweise unsere Sammlungen durch nicht mehr benötigte  spenden 
Bücher und Zeitschriften, auch durch Organisationsmaterialien vervoll-
ständigt. Diese Hilfe ist um so willkommener, als viele Zeitschriften und 
Bücher durch den Leihverkehr zerschlissen werden oder auch in Verlust 
geraten. 

In diesem Jahr gilt unser Dank u. a: Apetito catering service, Karl Düster-
berg GmbH, Rheine — Hans-Hermann Auersch, Berlin — W. Bratspis, Ber-
lin — Dietmar Freier, Berlin — Friedel Borck, Berlin — Ilse Garz, Berlin — 
Vera Görlitz, Berlin — Claudius Habbich, Berlin — Dr. Christa Hasenclever, 
Bonn — Frau Moller, Berlin — Norbert Ortmann, Neuss — Prof. Dr. Udo 
Simon, Berlin — Dr. Ilse Tägert, Berlin — Elisabeth Thomas — Herr Wnuk — 
Frau Wolff. 

Bibliothek und Lesesaal sind von Dienstag bis Freitag zwischen 8.00 und  Benutzungs-
12.00 und zwischen 13.00 und 16.00 Uhr für das Publikum geöffnet. Die bedingungen 
Ausleihfrist beträgt in der Regel einen Monat; bei Überschreitung wird eine 
Überziehungsgebühr von DM 1,— pro Materialstück und angefangene 
Woche erhoben. 



Für Präsenzzwecke erforderliches Material wird nicht versandt, sondern 
kann nur im Institut eingesehen werden. Auf Wunsch und gegen Erstat-
tung der Unkosten werden Ablichtungen für DM —,40 pro Seite ange-
fertigt. Um den Materialversand nach Möglichkeit noch weiter einzuschrän-
ken, sendet das DZI Literaturzusammenstellungen und bittet, das Ge-
wünschte in der nächstgelegenen Bibliothek auszuleihen. In Ausnahme-
fällen kann Material nach außerhalb gegen Erstattung der Porto- und Ver-
packungskosten verschickt werden. 

Daneben wird stets aufdie Möglichkeit hingewiesen, die monatlich erschei-
nende, systematisch geordnete Bibliographie der Zeitschriftenaufsätze in 
der Zeitschrift „Soziale Arbeit" zur Bearbeitung eines bestimmten Themas 
heranzuziehen. 

Aus gegebenem Anlaß weisen wir darauf hin, daß wir aus technischen und 
statistischen Gründen auch für die Mitglieder unseres Fördervereins für die 
Benutzung der Bibliothek eine unterschriebene Leserkarte einstellen 
müssen. 

Bibliotheks-  Im Frühjahr 1978 wurde in der Bibliothek damit begonnen, eine Strich-
statistik  liste als Grundlage für die statistischen Aussagen über die Arbeit der Benut-

zerstelle zu führen. Bei der Breite des Spektrums „Soziale Fragen" mußten 
viele Bereiche zu einem Punkt zusammengefaßt werden, um die Erfassung 
der Themen überschaubar zu halten. Die Zahlen wurden auf ein volles Jahr 
hochgerechnet. Danach wendeten sich im Jahr 1978 5403 Anfragende an 
die Bibliothek. Dazu zählen auch die 1259 Besucher. 

Hierbei wird jede eingehende Anfrage gezählt, auch solche, die abschlägig 
beschieden werden oder bei denen die Anfragenden nicht innerhalb von 
einem Monat die unterschriebene Leserkarte zurückschickten, so daß die 
Anfrage deshalb nicht weiter bearbeitet wurde. Auch Telefonanrufe werden 
als Arbeitsvorgang gezählt. 

359 Anfragen wurden über den Ring der Bibliotheken an uns gerichtet. 
Es wurden 3355 Bücher, 4988 Zeitschriften und 7712 Literaturzusammen-
stellungen ausgeliehen und 4712 Kopien angefertigt. 

4352 Anfragen wurden von der Bibliothek durch Angebote an Literatur-
zusammenstellungen und Material bearbeitet. Sie verteilten sich auf fol-
gende Themenbereiche, gestaffelt nach Häufigkeit: 
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1. Sozialarbeit, soziale Berufe, Verwaltung 
der Sozialarbeit, ehrenamtliche Helfer 

in 
Prozent 

603  13,84 

2. Jugendfragen, Jugendhilfe 548  12,6 

3. Gesundheitswesen, Medizin, Psychiatrie 
(auch Kranke, Krankenhausfragen) 378  8,69 

4. Suchtfragen, (auch Einrichtungen, 
gefährdete Gruppen, Therapie) 

5. Behinderte (körperlich, geistig, psychisch) 

6. Sonder-, Heil- und Heimpädagogik 

296  6,80 

283  6,50 

270  6,20 

7. Delinquenz, Strafvollzug (Jugend-, Frauen-, 
Altersstrafvollzug und gesetzliche Regelungen) 267  6,13 

B. Sozialisation, Pädagogik, Bildungswesen 
(Berufsausbildung: zu 14)  264  6,07 

9. Ehe und Familie, unvollständige Familie 
(auch Scheidungsfragen, Pflegekinderwesen, 
Adoption, Kindesmißhandlung) 229  5,27 

10. Altersfragen (auch Altenheime, Selbstmord, 
Telefonseelsorge) 210  4,83 

11. Besondere Gruppen wie: Nichtseßhafte, 
Obdachlose, Ausländer 161  3,70 

12. Frauenfragen (auch §218, Prostitution)  144  3,31 

13. Allgemeine Lebensbedingungen, Armut, 
Wohnung, Einkommen (auch demographische 
Daten, Konsum, Bürgerinitiativen u.a.) 130  2,98 

14. Arbeit und Soziales, Arbeitslosigkeit 
(Berufsfragen, betriebliche Sozialpolitik) 105  2,42 

15. Materielle soziale Sicherheit, Sozialversicherung, 
Sozialhilfe, Unfallrehabilitation 80  1,83 

16. Psychologie (auch psychoanalytische Fragen, 
Therapieformen, Erziehungsberatung) 78  1,80 

17. Sonstige 306  7,03 
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Von den 4352 Anfragen kamen 35 aus dem Ausland. 

Die Verteilung auf die einzelnen Bundesländer und Berlin(West) ergibt 

sich wie folgt: 

Schleswig-Holstein  255 

Harnburg 66 

Niedersachsen 390 

Bremen 40 

Nordrhein-Westfalen 1158 

Hessen 375 

Rheinland-Pfalz 211 

Baden-Württemberg 338 

Bayern 686 

Saarland 69 

Berlin(West) 729 
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Umgerechnet auf 1000 der Bevölkerung von 15-45 Jahren, was in etwa 

dem Durchschnittsalter der Anfragenden entspricht, ergibt sich dagegen ein 

völlig anderes Bild: 

Anfragan 

pro 1000 der Bevölkerung (15-45jährige) 
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Der Anteil der 15-45jährigen an der Zahl der Anfragenden 

Bevölkerung der Bundesländer 1976 (in 1000):  pro 1000 

Schleswig-Holstein  1087,8  4,83 

Hamburg 710,0  10,76 

Niedersachsen 2989,6  7,66 
Bremen 295,9  7,38 

Nordrhein-Westfalen 7305,1  6,39 

Hessen 2383,7  6,36 

Rheinland-Pfalz 1520,0  7,20 

Baden-Württemberg 3997,4  11,82 

Bayern 4645,2  6,77 

Saarland 467,8  6,78 

Berlin 793,6  1,09 
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Der Reichtum an historischem Material, das an keiner anderen Stelle zu 
finden ist und wegen seiner Unersetzlichkeit nicht ausgeliehen werden 
darf, erwies wieder eine besondere Anziehungskraft. Zahlreiche Benutzer 
aus der Bundesrepublik und dem Ausland kamen eigens für mehrere Tage 
nach Berlin, um die historischen Werke einzusehen und auszuwerten. 

Der große Kreis der Anfragenden und Besucher aus dem In- und Ausland, 
zu dem zu unserer großen Freude auch das Bundeskanzleramt und das 
Bundespräsidialamt gehörten, setzte sich sowohl aus Ministerien des Bun-
des und der Länder, Städten, Behörden und Sozialgerichten als auch Pla-
nungsstäben, Wissenschaftlem, Praktikem der Sozialarbeit, Versicherungs-
trägem, sozialpolitischen Organisationen, der Wirtschaft, Journalisten und 
zu über 80% aus Studenten zusammen. Die Zahl der Arbeiten über histo-
rische Themen war auch im abgelaufenen Jahr überdurchschnittlich hoch. 

Die Vielfältigkeit der eingehenden Anfragen sollen einige Beispiele deut-
lich machen: 

Wohnen im Hochhaus; 

Großpflegestellen; 

Soziogenese des Alkoholismus; 

Unterstützende Hilfen bei der Eingliederung von Spätaussiedlern; 

Der radikale Flügel der deutschen Frauenbewegung um die Jahrhun-
dertwende; 

Armenpflege bei Adam Schmith, Robert Maltus und Karl Marx im 
Vergleich zu den heutigen Versuchen, auf Not zu antworten. 

Mütter und Kinder im Gefängnis; 

Die Haftung von Sozialversicherungsträgern einerseits und freien 
Krankenhausträgern andererseits den Patienten gegenüber: 

Empfiehlt es sich, soziale Pflege- und Betreuungsverhältnisse gesetz-
lich zu regeln? (In Zusammenhang mit der sozialen Rechtsabteilung 
des 52. Deutschen Juristentages 1978). 

Inwieweit kann das Jugendamt die Beschlußzuständigkeit des Jugend-
wohlfahrtsausschusses durch Detail-Beschlüsse einengen? 

Hilfe bei der Aussiedlung aus Polen (Anfrage aus Zabne) 

Für einen Rentenantrag: Mithilfe bei der Aufklärung der Rechtsnach-
folger sozialer Ausbildungsstätten vor 1945. 

Für einen Witwenrentenanspruch: Endgültige Höhe und Frage der 
Versicherungspflicht eines Erziehungsanwärters auf einer Adolf-Hit-
ler-Schule. 
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Kontaktaufnahme mit der Deutschen Bücherei in Leipzig, um aus dem nur 
noch dort vorhandenen „Jahrbuch des Reichsverbandes Deutscher Haus-
frauenvereine e.V., Jahrgang 9, 1933" eine gewünschte Fotokopie nach 
Amerika senden zu können. 

Die seit 1969 vom DZI unternommenen großen Anstrengungen zur Ein-
führung der computergestützten Dokumentation ergaben 1978 nach kon-
tinuierlicher Vorbereitung die Möglichkeit, durch die großzügige Unter-
stützung der Stiftung Deutsche Klassenlotterie Berlin, des BMJFG, des Se-
nats von Berlin und der Fa. SIEMENS einen entscheidenden Schritt nach 
vorn zu tun. Am 10.2.1978 hatte das Deutsche Zentrum für Altersfragen 
auf einer Vorstandssitzung die Anmietung einer NIXDORF 8820 beschlos-
sen, der auch von uns zugestimmt wurde unter der Voraussetzung, ein 
gleiches Gerät für das DZI aus Mitteln der Deutschen Klassenlotterie Ber-
lin kaufen zu können, weil unsere Datenmengen erheblich größer und mit 
einem gemeinsamen Gerät nicht zu bearbeiten waren. Deshalb stellte das 
DZI am 11.4.1978 einen Lotto-Antrag für den Kauf eines Gerätes, der 
Anfang Juni in vollem Umfang bewilligt wurde. 
Nach umfangreichem Besichtigungsprogramm und ausführlichen Bera-
tungsgesprächen mit Anbietern und Anwendem wurde, — unter Hinzu-
ziehung eines Gutachters —, die Entscheidung für den Kleinrechner NIX-
DORF 8820 revidiert, weil für unsere umfangreichen Datenmengen seine 
Diskettenanlage zu klein gewesen wäre. So wurde dann unter Zustimmung 
der Deutschen Klassenlotterie Berlin und des Vorstands eine SICOMP 10 C 
(96 KB) der Fa. SIEMENS mit Magnetplattenlaufwerk (2 X 5 MB), einem 
Diskettenlaufwerk, Bildschirm mit abgesetzter Tastatur und einem Nadel-
druckerangeschafft. 

Gleichzeitig wurde im Juli ein Projektantrag beim BMJFG eingereicht zur 
Finanzierung von 2 Mitarbeiterstellen für die Dauer von 2 Jahren für das 
Projekt „Umstellung aufautomatisierte Dokumentation". Nach derraschen 
Bewilligung des Antrags konnten zum 1.10.1978 ein wissenschaftlicher 
Mitarbeiter und 2 Halbtagskräfte als Datentypistinnen eingestellt werden'. 
Am 17.11.1978, rechtzeitig zur Vorstandssitzung, wurde die Zentralein-
heit mit Bildschirm und Tastatur installiert und konnte dem Vorstand hard-
waremäßig vorgeführt werden. Zur gleichen Zeit wurde durch eingehende 
Systemanalyse, aufbauend auf den Stufenplänen I und II des DZI zur Ein-
führung der EDV, die Arbeitsorganisation verbessert, das Datenerfassungs-
schema festgelegt, eine Revision der Zeitschriften hinsichtlich ihrer Wich-
tigkeit für unser Sammelgebiet vorgenommen und die Thesaurus-Arbeit 
fortgesetzt. Die Überlegungen und Entwicklungen konnten 1978 noch 
nicht abgeschlossen werden und sind auch derzeit noch nicht beendet. 

Entwicklung 
im Bereich 
Dokumentation 
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(A 
Spenden- Die Arbeit im Bereich der Spendenberatung hat auch in diesem Jahr aus 
beratung  verschiedenen Gründen weiterhin zugenommen. 

Immer noch macht sich im humanitären Bereich die rezessionsbedingte 
Verknappung der öffentlichen Mittel bemerkbar, sodaß viele Verbände der 
freien Wohlfahrtspflege, die Verpflichtungen von Bund und Ländern mit 
wahrnehmen, erhebliche Einschränkungen in den Mittelzuwendungen 
hinnehmen und deshalb versuchen mußten, durch Spendengelder die er-
forderlichen Mittel zur Durchführung ihrer satzungsgemäßen Aufgaben 
aufzubringen. Es fällt auf, daß immer mehr Organisationen dazu überge-
hen, sich bei ihren Spendenbitten der in der Wirtschaft üblichen Werbe-
methoden zu bedienen oder sogar gewerbliche Unternehmen für diese 
Aktionen einschalten. Die oft sehr aufwendigen und mehrmals im Jahr 
bundesweit verschickten Spendengesuche rufen nicht selten Mißtrauen 
hervor, vor allem in Hinblick darauf, ob Aufwand und Reinerlös in einem 
vertretbaren Verhältnis stehen. 

Dazu kommen die zahllosen Spendenbitten neuer Initiativen, die in zu-
nehmendem Maße an die Wirtschaft, aber auch an Privathaushalte ver-
schickt werden, ohne daß der soziale Nutzen immer auf den ersten Blick 
erkennbar wird. Viele Neugründungen bedeuten nur eine Zersplitterung 
schon von anderer Seite hinreichend wahrgenommener Aufgaben. Ihre 
Initiatoren haben oft weder die fachliche Qualifikation noch die organi-
satorischen Fähigkeiten, die satzungsgemäßen Ziele auch nur annähernd 
zu verwirklichen. Deshalb wurde die Spendenberatung des Instituts von der 
Bevölkerung und der Wirtschaft noch stärker in Anspruch genommen, 
weil diese Einrichtung die einzige Möglichkeit bietet, über Seriosität der 
verantwortlichen Gründer sowie der Effektivität ihrer Arbeit Auskunft zu 
erhalten. 

Daneben wurde das Institut in zunehmendem Maße hauptsächlich von den 
zuständigen Senats- und Bezirksstellen nach meist neuen Aktivitäten und 
Initiativen im sozialen Bereich gefragt, die nicht spendenwerbend in Er-
scheinung treten, sondern um materielle und/oder ideele Unterstützung 
ihrer Arbeit bitten oder kommerziell, z. B. im Bereich der Hauskranken-
pflege oder Beratung tätig werden. 

Die aus personellen Gründen erst ab 1. Oktober 1978 geführte Statistik 
über telefonisch und schriftlich von Behörden, Firmen, Medien, Verbänden 
und Privatpersonen eingehenden Anfragen weist aus, daß allein bis zum 
Jahresende 1848 Anfragen aus den verschiedensten sozialen Bereichen be-
antwortet wurden. 
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Die seit Bestehen des Instituts im Jahre 1893 durchgeführten Spenden-
beratungen, die in Not geratenen Armen wirkungsvoll helfen wollten, 
waren der Anlaß zu der im Jahre 1910 erfolgten Gründung der „Wohl-
tätigkeitszentrale der Berliner Kaufmannschaft" durch den Kaufmann 
Heinrich Grünfeld mit der in Zusammenarbeit mit dem „Archiv für Wohl-
fahrtspflege" eine Spendenberatung für die Wirtschaft erreicht werden 
sollte. Die regelmäßig durchgeführten Beratungen stellen sich als Vorläufer 
des im Jahre 1952 von der deutschen gewerblichen Wirtschaft gegründeten 
„Arbeitskreis Spendenwesen" in Bonn dar, dem das Institut seit 1953 als 
Fachmitglied angehört. 

Der Arbeitskreis Spendenwesen der deutschen gewerblichen Wirtschaft ist 
Mitglied des „Internationalen Komitee für Spendenwerbung", in dem ähn-
lich arbeitende Organisationen aus Europa und den USA zusammenge-
schlossen sind. Bei den alle 2 Jahre im September durchgeführten Tagungen 
des Internationalen Komitees für Spendenwerbung werden Erfahrungen 
der einzelnen Länder über von internationalen Organisationen durchge-
führte Sammlungen ausgetauscht. Vor allem aber gehen die Bemühungen 
dahin, einheitliche Richtlinien für Spendenwerbung und Durchführung 
von Sammlungen zu erarbeiten und die gegenseitigen Bestrebungen und 
Vorstellungen im Hinblick auf die Gesetzgebung und Kontrollmöglichkeit 
von Sammlungen — privater oder öffentlicher Art — vorzustellen und zu 
diskutieren. 

An der letzten, am 4. September 1978 in Kopenhagen stattgefundenen 
Sitzung hat die Geschäftsfihrenn des Instituts teilgenommen. 

Die liberalen Sammlungsgesetze — in allen Bundesländern unterliegen die 
Haus- und Straßensammlungen, Altkleidersammlungen und Bnefbewer-
bungen unterschiedlicher Genehmigungs- oder Anzeigepflicht — unter-
stützen die vielfältige Sammlungstätigkeit und lassen auch scheinsoziale 
Organisationen mit rein gewerblichen Interessen auf diesem Sektor tätig 
werden. Die Erfahrungen haben gezeigt, daß solchen Sammeltätigkeiten 
neben Bußgeldverfahren nur schwer mit straf- oder zivilrechtlichen Maß-
nahmen zu begegnen ist. 

In diesem Jahr verurteilte eine Wirtschaftsstrafkammer bei einem Landge-
richt in der Bundesrepublik nach über 5jährigen Ermittlungen den Verant-
wortlichen einer mit Spendengeldern arbeitenden Organisation wegen Un-
treue und Urkundenfälschung zur einer Gefängnis- und Geldstrafe ohne 
Bewährung. Das Institut war in diesem Prozeß zum Gutachter bestellt und 
als Zeuge geladen. 

Arbeitskreis 
Spendenwesen 
der deutschen 
gewerblichen 
Wirtschaft 

Internationales 
Komitee für 
Spenden-
werbung 

Sammlungs-
gesetze 
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Trotz immer wieder bekanntwerdender Mißstände hat sich noch kein Bun-
desland zu einer verschärften Novellierung entschlossen. Es muß immer 
wieder darauf hingewiesen werden, daß in vielen Bundesländern, mit der 
Genehmigungspflicht auch die Verpflichtung zur Abrechnung entfällt. 
Mindestens sollte eine allgemeine Anzeigepflicht die zuständigen Behör-
den von allen Sammlungen unterrichten. Das Institut setzt seine Bemühun-
gen fort, eine möglichst einheitliche gesetzliche Regelung aufdiesem Gebiet 
anzuregen. 
Der Erlaß des Bundesministers des Innern an alle Innenminister der 
Länder, in dem auf die bewährte Auskunftserteilung durch das Institut hin-
gewiesen wird, hat die schon seit Jahren gute Zusammenarbeit mit den zu-
ständigen Landesbehörden intensiviert und die Zusammenarbeit auf die 
übergeordneten Behörden und Ministerien ausgeweitet. 
In den Begründungen, teilweise in denAusführungsvorschriften derSamm-
lungsgesetze einiger Bundesländer ist das Institut mit dem Hinweisgenannt, 
daß das Vorhandensein einer solchen Stelle es rechtfertige, Briefwerbungen 
und andere Sammlungen genehmigungsfrei zu lassen, weil hier die Mög-
lichkeit besteht, sich über Seriosität und Effektivität der Arbeit einer sam-
melnden Organisation zu erkundigen. 

Wem sollen  DietraditionsgemäßinjedemJahrimHerbstveranstaltetePresse-und Wirt-
wir geben?  schaftskonferenz fand am 25. Oktober 1978 wie immer unter dem Motto 

„Wem sollen wir geben?" statt. Presseberichte, die über dpa auch in der 
Bundesrepublik erschienen und Hörfunkinterwies lösten wie in jedem Jahr 
eine Flut von Anfragen nach der Förderungswürdigkeit um Spenden wer-
bender Organisationen aus. Besonders wurde auf die Gefahr der Jugend-
religionen aufmerksam gemacht, und vor allem auf die hingewiesen, die mit 
Sozialprogrammen in der Öffentlichkeit um Spenden werben. 
Durch dieweitergute Zusammenarbeit mit dem Bundesverband Deutscher 
Zeitungsverleger konnte verhindert werden, daß Spendenaufrufe vieler 
nicht immer zweifelsfreier Organisationen inTageszeitungen veröffentlicht 
wurden. Durch ein erneutes Rundschreiben dieses Bundesverbandes an die 
Anzeigenleiter seiner Mitglieder wurde noch einmal auf die Möglichkeit 
dervorherigen Anfrage vor Veröffentlichung einer solchen Annonce hinge-
wiesen. 
Das Institut bemüht sich, durch intensive Öffentlichkeitsarbeit zu er-
reichen, daß möglichst jeder Spendenwillige sich vor der Hergabe einer 
Spende über die betreffende Organisation selbst und die Förderungswür-
digkeit ihrer Arbeit informiert, weil aus juristischen Gründen eine öffent-
liche Warnung vor unseriösen Organisation oder auch eine Zusammen-
stellung förderungswürdiger Organisationen nicht möglich ist. 
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Das Institut wurde alich in diesem Jahr um Vorträge, Veröffentlichungen  Öffentlich-
und Hörfunkinterwies über seine Tätigkeit und zu Themen, die in seine keitsarbeit 
Arbeitsbereiche fallen, gebeten. Für die aktuellen Zeitfunksendungen fast 
aller Rundfunkanstalten in der Bundesrepublik und in ierlin wurden Inter-
views gegeben, auffallend viele in den Informationen für den Verbraucher 
zu Fragen des gesamten Sammlungs- und Spendenwesens. 

Zu zwei Fernsehsendungen über diese die Öffentlichkeit immer mehr in-
teressierenden Themen wurde das Institut als Experte und Diskussions-
partner gebeten. 

Wieder berichteten große Tageszeitungen und Illustrierte in der Bundes-
republik und in Berlin über aktuelle Fälle und allgemein interessierende 
Fragen aus dem Bereich des Sammlungswesens. Unser Tätigkeitsbericht 
1977 veranlaßte viele Fachzeitschriften, über die traditionsreiche Tätigkeit 
des Instituts zu berichten und alle Möglichkeiten der Information aufzuzei-
gen. 

Der bereits im Arbeitsbericht 1977 erwähnte Entwurf für das „Handbuch 
der Kriminalistik", z. Band wurde von Prof. Dr. Geerds geringfügig geändert 
und ist im September 1978 über 3 DIN-_A-5 Seiten in diesem Band er-
schienen. 

In einer geplanten Veröffentlichung des Landeskriminalamtes Stuttgart, 
in der vor Sammelbetrug, insbesondere auch vor den Jugendsekten gewarnt 
wird, soll auf das Institut als Auskunftsstelle hingewiesen werden. 

In zunehmendem Maße wird das Institut auch bei Testamentserrichtungen 
für Vermächtnisse an soziale Organisationen und Einrichtungen in An-
spruch genommen. Firmen, die zuJubiläen oderanderen Fest-und Gedenk-
tagen namhafte Summen sozialen Einrichtungen zurAusweitung ihrernot-
wendigen Arbeit übergaben, ließen sich vorher unter Berücksichtigung 
ganz bestimmter Vorstellungen und Interessen umfassend beraten. 

Durch mehrere gutachtliche Stellungnahmen über neue Initiativen im Be-
reich der Jugendhilfe in Berlin konnte das Institut einer Stiftung behilf-
lich sein, die Entscheidung über gestellte Förderungsanträge vorzubereiten 
und zu erleichtern. 

Mit seinen umfangreichen Unterlagen und Möglichkeiten wird das 
Institut immer bemüht sein, ein gewissenhafter Mittler zwischen Ge-
benden und Empfangenden zu sein, gleichzeitig will es der interes-
sierten Öffentlichkeit in allen sozialen Fragen als Informationsquelle 
dienen und mit Rat und Auskunft zur Verfügung stehen. 
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Altenheim-  Das vor einigen Jahren in der Sendereihe MOSAIK des ZDF gegebene 
beratung Interview über die Möglichkeiten des Instituts, Seniorenwohnheim-, Senio-

renheim- und Pflegeheimplätze in allen Teilen der Bundesrepublik nachzu-
weisen, hatte zur Folge, daß auch im Berichtsjahr eine große Anzahl von 
Interessierten von dieser Beratungsmöglichkeit Gebrauch machte. Dieser 
Kontakt führte auch zu einer laufenden Zusammenarbeit mit den Verant-
wortlichen dieser Sendereihe. 

Publikationen In eigener Initiative wird das Institut, dessen Aufgabe in der Nutzbar-
machung aller gesammelten Unterlagen besteht, in erster Linie durch 
Herausgabe seiner Publikationen tätig. 

Soziale Arbeit Die Fachzeitschrift „Soziale Arbeit" — Mitherausgeber ist der Senator für 
Arbeit und Soziales — veröffentlicht monatlich aktuelle und einen weiten 
Leserkreis interessierende Abhandlungen aus Theorie und Praxis der sozia-
len Arbeit und greift die Problematik sozialer Entwicklungen, Informatio-
nen überwichtige Geschehnisse, sich anbahnende Neuerungen u. ä. auf. Sie 
erscheint im Eigenverlag des Instituts; die Redaktion liegt bei der Ge-
schäftsführung. Das Redaktionsgremium steht der Schriftleitung beratend 
und helfend zur Seite. Ihm gehören Fachleute aller Sachgebiete der behörd-
lichen und freien Wohlfahrtspflege an. 

Wesentliche Beiträge waren: 

Relevanz der Soziologie für eine tätigkeitsfeldorientierte Ausbildung von 
Sozialarbeitern und Sozialpädagogen — Popp 

Soziologen (grad). statt Sozialarbeiter — Baron/Brauns, Hossbach/Noot-
baar 

Rentenansprüche geschiedener Ehefrauen nach dem Tode des Versicherten 
— Marburger 

Sozialer Fortschritt durch Verwaltungsreform? Bemerkungen zur Reform 
der sozialen Dienste im Land Berlin und ihrer Kritik — Pitschas 

Soziale Pflege- und Betreuungsverhältnisse — Strathmann 

Von der „elterlichen Gewalt" zur „elterlichen Sorge": ein erneuter Anlauf 
zur Neubestimmung des Eltern-Kind-Verhältnisses — Knapp 
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Gemeinwesenarbeit als sozialpädagogischer Auftrag — Struck 

Zu den Ansprüchen der Suchtkranken gegen die Sozialversicherungsträger 
— Marburger 

Aus der Geschichte der Berliner Drogenarbeit — Thamm 

Hilfen bei der Eingliederung von Aussiedlem — Haberland 

Bildungs- und Erziehungsprobleme junger Aussiedler aus ost- und süd-
osteuropäischen Ländern — Hager/Wandel, Schweiz 

Stand der Diskussion auf ausgewählten Gebieten der für die Gerontologie 
relevanten Sozialpolitik — Dieck 

Altenpflege-Ausbildung — eine kritische Bestandsaufnahme — Garms-
Homolová 

Wohnungen und Heime für ältere Bürger— Seniorenwohnstätten-Planung 
des Senats von Berlin — Schibilsky 

Bessere Leistungen für Bewohner der Seniorenheime — Schibilsky 

Die Berliner Seniorenbriefe: ein neuer Versuch der Vorbereitung auf das 
Alter, der Hilfestellung im Alter. Konzept und Begleitforschung — Fisseni/ 
Radebold/Schmitz-Scherzer 

Einige aus dem Bereich der Gerontologie erwähnten Abhandlungen wur-
den der Redaktion vom Deutschen Zentrum für Altersfragen (DZA) zur 
Verfügung gestellt. 

Die in jedem Heft veröffentlichte Zeitschriftenbibliographie, die aus allen  Zeitschriften-
vom Institut gelesenen in- und ausländischen Fachzeitschnften erstellt wird, bibliographie 
weist relevante Fachabhandlungen auf sozialen und sozialverwandten Ge-
bieten in systematischer Ordnung nach. Sie ist für wissenschaftlich Inte-
ressierte und Studierende der sozialen Fachgebiete eine große Hilfe beim 
Auffinden geeigneter Literatur für die von ihnen zu erarbeitenden Themen. 
Vor allem die schriftlichen Anfragen weisen in zunehmendem Maße aus, 
daß die Zeitschriftenbibliographie als. Quellennachweis für relevante Lite-
ratur herangezogen wird. 

DievomDZAerstellte Zeitschriftenbibliographie Gerontologie" erscheint 
nach wie vor monatlich im Anschluß an die vom Institut veröffentlichte 
Zeitschriftenbibliographie. 
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Führer durch 
das soziale 
Berlin 
(Graubuch) 

Dokumen-
tationen 

Arbeitsge-
meinschaft 
Betriebliche 
Sozialberatung 

Nach wie vor hält das starke Interesse am „Führer durch das soziale Berlin" 
(Graubuch) unvermindert an, so daß für die nahe Zukunft eine Neuauf-
lage geplant und vorbereitet werden muß. 

Wir schließen daraus, daß dieses Handbuch ein für alle in Berlin im so-
zialen Bereich Tätigen ein unentbehrliches Nachschlagewerk ist. 

Zwischenzeitlich wurde die 7. Ergänzungslieferung (Stand Dezember 
1978) erstellt und an unsere Bezieher zum Versand gebracht. Der 7. Nach-
trag umfaßte 66 Seiten sowie das überarbeitete Inhaltsverzeichnis mit 41 
Seiten. In der 7. Ergänzungslieferung wurde das Schwergewicht auf die 
soziale und berufliche Rehabilitation (insbes. der psychisch Kranken) ge-
legt. 

Weiterhin ist das Institut zusammen mit drei Partnerinstitutionen (DIMDI) 
— Deutsches Institut für Medizinische Dokumentation und Information, 
IDIS — Institut für Dokumentation und Information über Sozialmedizin 
und öffentliches Gesundheitswesen, DJI — DeutschesJugendinstitut) an der 
Herausgabe einer viermal jährlich erscheinenden Dokumentation „Dro-
gengefährdung und Alkoholmißbrauch" beteiligt. 

Die Möglichkeit für Sozialarbeiter aus Betrieben und Behörden, Hilfen und 
Anregungen für ihre Arbeit durch die Teilnahme an den seit vielen Jahren 
im Institut stattfindenden monatlichen Treffen der „Arbeitsgemeinschaft 
Betriebliche Sozialberatung" zu erhalten, wurde auch in diesem Jahr gern 
genutzt. Dabei wurden u. a. nachstehende Themen behandelt: 

Altenheimsituation in Berlin 

Sozialarbeit in der Jüdischen Gemeinde 

Freiberufliche Sozialarbeit — Psychosozialtherapie — Erfahrungen und 
Möglichkeiten 

Gewalt gegen Kinder — ein Modell bei Kindesmißhandlungen am 
Beispiel des Kinderschutz-Zentrum e.V. 

Gewalt in der Familie im besonderen Hinblick auf Kindesmißhand-
lung 
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Eine Dozentin der Fachhochschule Bielefeld zusammen mit 12 Studenten  Besucher 
aus dem Fachbereich Sozialwesen besuchte das DZI, um sich über die Bib-
liothek, unsere Organisationsabteilung, aber auch über die Arbeit des In-
stituts im allgemeinen zu informieren. Dabei nahmen die Studenten die 
Gelegenheit wahr, sich über die bei uns für ihre in Aussicht genommene 
Facharbeit verfügbare Literatur zu erkundigen und waren für die ihnen an-
gebotenen Hilfen, die andere Bibliotheken nicht bieten können, dankbar. 

Besonders interessiert war eine weitere Besuchergruppe von 20 Studenten 
der Sozialarbeit aus Belfast/Nordirland, die im Rahmen des Deutsch-Bri-
tischen Jugendaustausches Berlin besuchten und zusammen mit Professo-
ren der Fachhochschule für Sozialarbeit in das Institut kamen, um sich über 
seine Aufgabenstellung im sozialen Bereich zu informieren. Ihr spezielles 
Interesse galt derJugendarbeit sowie den Jugendorganisationen in der Bun-
desrepublik und West-Berlin. 

Einer Gruppe von Pädagogik-Studenten einer Hochschule aus Kalmar/ 
Schweden konnten wir, in Zusammenarbeit mit dem Senator für Schul-
wesen, die gewünschten Besuche an Berliner Schulen vermitteln. 

Durch Überlastung der Rechnungsprüfungsstelle der Senatsverwaltung für  Revisionen 
Arbeit und Soziales erfolgte die Prüfung für das Jahr 1977 erst im Frühjahr 
1979. 

Die Abrechnung für die uns im Jahr 1977 gewährten Mittel wurde im Deutsche 
Hause der Deutschen Klassenlotterie geprüft.  Klassenlotterie 

Der Finanzbericht für 1978 wurde allen, die das Institut in seiner Arbeit  Finanzbericht 
unterstützen, im Juli 1979 übersandt. 

Wie immer an dieser Stelle möchten wir die Gelegenheit wahrnehmen, um  Dank 
dem Vorstand, dem Beirat, den Mitgliedern des Förderervereins und den 
Freunden des Instituts für ihre ideelle und finanzielle Unterstützung zu 
danken. 

Die erwähnten technischen Neuerungen und die damit verbundene Um-
strukturierung einiger Arbeitsgebiete erleichtern uns die weitere Anpassung 
an die Arbeitsmethoden anderer wissenschaftlicher Institute und ermög-
lichen uns, die gesteckten Ziele schneller und intensiver zu verwirklichen. 

Alle Mitarbeiter haben sich durch große Einsatzbereitschaft ständig be-
müht, die durch diese Entwicklung entstandene Mehrarbeit und Umstel-
lung aufzufangen; Vorstand und Geschäftsführung benutzen diese Gele-
genheit, ihnen dafür zu danken. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

in unserem Arbeitsbericht 1978 ist uns ein bedauerlicher 

Fehler unterlaufen. 
Die graphische Darstellung auf Seite 13 bezeichnete nicht 
die Zahl der Anfragenden pro 1000 der Bevölkerung, son-

dern die Bevölkerung pro Anfrage in 1000, d.h. für 

Schleswig-Holstein : auf 4830 der Bevölkerung kommt eine 

Anfrage an das DZI. 

Uns ging es aber darum , klarzustellen, wieviel Anfragen 

an das DZI auf 1000 der Bevölkerung der betreffenden Bun 

desländer kommen. Für die deutlichere Darstellung wählen 
wir das Verhältnis der Anfragenden auf 10 000 der Bevöl-

kerung. 
.Wir senden Ihnen hiermit die berichtigte graphische Dar-

stellung und bitten um Ihre Entschuldigung. 

Der Anteil der 15-45jährigen an Zahl der Anfragenden 

der Bev. d. Bundesländer 1976  pro 10 000 

Schleswig-Holstein  1087 800  2,34 

Hamburg  710 000  0,93 

Nieders.  2989 600  1,30 
Bremen  295 900  1,34 

Nordrh.W.  7305 100  1,59 
Hessen  2383 700  1,57 

Rheinl.Pf  1520 000  1,39 
Baden.-W.  3997 400  0,85 
Bayern  4645 200  1,48 

Saarland  467 800  1,48 

Berlin  793 600  9,19 
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